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An den

Präsidenten des Landtags Nordrhein-Westfalen
Herrn André Kuper MdL
Platz des Landtags 1
40221 Düsseldorf

25. Juni 2026

Gesetz zur Modernisierung des Brandschutzes,  
der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen (BHKG NRW)
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/18114
In Verbindung mit
Kehrtwende im Zivil- und Bevölkerungsschutz – Vorbereitungen in  
Nordrhein-Westfalen treffen
Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 18/15490
Gemeinsame Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes NRW,  
des Städtetages NRW und der Feuerwehrverbände Verband der Feuerwehren  
in NRW e. V. (VdF NRW), Arbeitsgemeinschaft der Leiterinnen und Leiter der  
Berufsfeuerwehren in NRW (AGBF), Arbeitsgemeinschaft der Leiterinnen und  
Leiter Hauptamtlicher Feuerwachen NRW (AGHF) und Werkfeuerwehrverband 
Nordrhein-Westfalen (WFV) für die Sachverständigenanhörung im Innenausschuss 
des Landtages am 9. Juli 2026 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

der Städte- und Gemeindebund NRW, der Städtetag NRW und die Feuerwehrverbände VdF NRW, AGBF NRW, 
AGHF NRW und WFV NRW bedanken sich für die Möglichkeit, in der öffentlichen Anhörung am 9. Juli 2026 
Stellung nehmen zu können und übersenden beigefügt unsere schriftliche gemeinsame Stellungnahme. 
	
Mit freundlichen Grüßen

Torsten Flemm
Vorsitzender der
AGHF NRW

Tobias Dehling
Vorsitzender des
Werkfeuerwehrverbandes 
Nordrhein-Westfalen

Simon Heußen
Vorsitzender der
AGBF NRW

Stefan Hahn
Beigeordneter  
des Städtetages Nordrhein-Westfalen

Andreas Wohland
Geschäftsführer des
Städte- und Gemeindebundes
Nordrhein-Westfalen

Christoph Schöneborn
Vorsitzender des Verbandes
der Feuerwehren
in Nordrhein-Westfalen
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A. 
Entwurf des Gesetzes zur Modernisierung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des  
Katastrophenschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen (BHKG NRW)

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Landesregierung die notwendige Novellierung des Gesetzes zur 
Modernisierung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes (BHKG NRW) auf 
den Weg bringt. Die Erfahrungen aus der Flutkatastrophe 2021, der Corona-Pandemie, sowie zuneh-
menden Risiken durch die aktuelle geopolitische Bedrohungslage verdeutlichen den Handlungsbe-
darf. Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass neue Aufgaben für die Kommunen und die Feuerwehren mit 
klaren Zuständigkeiten, praktikablen Umsetzungsanforderungen und einer angemessenen finanziellen 
Ausstattung verbunden werden.

Unsere zentralen Forderungen

l	�	� Die Verpflichtung zur Erstellung und Umsetzung von Katastrophenschutzbedarfsplänen (§ 4 Abs. 3 
BHKG-E) stellt eine neue kommunale Aufgabe, mindestens aber eine wesentliche Veränderung des 
bestehenden Aufgabenbestandes dar. Hier ist das landesverfassungsrechtlich geregelte Konnexi-
tätsprinzip einschlägig. Das Land ist verpflichtet, eine Kostenfolgeabschätzung zu erstellen und ein 
Beteiligungsverfahren mit den kommunalen Spitzenverbänden einzuleiten. Wir fordern das Land auf, 
das vorgenannte Verfahren nach Art. 78 Abs. 3 LV i. V. m. den Vorschriften des Konnexitätsausführungs-
gesetzes einzuleiten. Angesichts der aktuellen dramatischen Finanzlage der Kommunen darf auf keinen 
Fall eine neue Aufgabe ohne Belastungsausgleich auf die Kommunen zukommen.

l	�	� Die neu vorgesehene Regelung zum Katastrophenvoralarm (§ 35a BHKG-E) sehen wir kritisch und 
fordern, diese zu streichen. Den genauen Zeitpunkt der Auslösung des Voralarms zu bestimmen, 
stellt in der Praxis vor Ort eine enorme Herausforderung dar. Daraus ergibt sich eine unsichere 
rechtliche Lage mit Haftungsfragen für die Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten (HVB).

l	�	� Die optionale Bildung von Stäben für außergewöhnliche Ereignisse in kreisangehörigen Gemeinden 
in § 36 Abs. 4 sollte aus unserer Sicht in eine Verpflichtung gewandelt werden. Die komplexen 
Krisensituationen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass jede Kommune über die Fähigkeit 
verfügen muss, außergewöhnliche Situationen zu bewältigen. Eine Einbindung in das übergeord-
nete Krisenmanagement funktioniert nur dann zuverlässig, wenn die Krisenbewältigungsstruk-
turen harmonisiert sind. Bei den Anforderungen an die Stabsarbeit müssen die unterschiedlichen 
Voraussetzungen der sehr heterogenen Gemeindestrukturen berücksichtigt werden.

l		�� Wir halten die Betriebsangehörigkeit für Einsatzkräfte von Werkfeuerwehren für dringend 
geboten. Nur so kann eine Zersplitterung der Gefahrenabwehrstruktur in diesem Segment verhin-
dert werden. Einer Regelung zur Kompensation von kurzfristigen Personalengpässen durch Dienst-
leistende versperren wir uns nicht.

l	�	 �Die Öffnung in Richtung der Beschäftigung von Tarifbeschäftigen in den Leitstellen ist sinnvoll und 
richtig. Wir legen großen Wert darauf, dass diese Öffnung nur eine Ergänzung zu den bisherigen 
Voraussetzungen und notwendigen Qualifikationen sein kann. Hier fordern wir eine Beteiligung 
bei der Erarbeitung der angekündigten Regelung durch das Land.

Grundsätzliches 
Die unterzeichnenden Verbände begrüßen grundsätzlich den Entwurf des neuen BHKG NRW. Dennoch 
bleibt der Entwurf zum Teil hinter den Erwartungen zurück. Themen wie Digitalisierung und ein zent-
rales Lagebild werden nicht ausreichend angegangen, obwohl sie im Bericht des Kompetenzteams 
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Katastrophenschutz als erforderliche Neuerungen betrachtet wurden. Darüber hinaus muss aus unserer 
Sicht die Schnittstelle zwischen Brandschutz, Hilfeleistung, Katastrophenschutz, Rettungsdienst und 
ziviler Verteidigung im Gesetz geregelt werden, da diese Aufgaben in der Planung integriert zu denken 
sind. 

Der generelle Fokus bei allen Anpassungen des Gesetzes sollte auf die Ehrenamtsverträglichkeit jeglicher 
Rechtsänderungen sowie auf die Priorisierung der Bemühungen um eine Deregulierung im Bereich der 
Tätigkeiten von Feuerwehren gelegt werden. Ehrenamtsförderung sollte zudem als generelles Ziel aller 
mit Gefahrenabwehr befassten Behörden verstanden werden, einschließlich der Aufsichtsbehörden. 
Zur Deregulierung zählt auch die möglichst weitgehende Ermöglichung von Digitalisierung sowie die 
Vermeidung datenschutzrechtlicher Hürden.

Eine über das BHKG selbst hinausgehende Forderung sehen wir in Verbindung zu Gemeindeordnung und 
Kreisordnung: Wir messen den im Entwurf vorgesehenen Brandschutzbedarfsplänen und Katastrophen-
schutzbedarfsplänen einen hohen Stellenwert bei. Daher halten wir es für erforderlich zu regeln, dass 
diese Pläne nur durch die jeweiligen Vertretungsorgane beschlossen werden können. Eine Delegation 
dieser Beschlüsse auf einen Ausschuss oder auf Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamte halten 
wir für falsch. Daher schlagen wir vor, dies in die Kataloge nicht übertragbarer Aufgaben in § 41 Abs. 1 
Satz 2 Gemeindeordnung (GO NRW) sowie in § 26 Abs. 1 Satz 2 Kreisordnung (KrO NRW) entsprechend 
aufzunehmen.

Im Detail nehmen wir zum Gesetzentwurf wie folgt Stellung:
Zu § 1 Ziel und Anwendungsbereich 
Wir begrüßen die Klarstellung bezüglich der Begriffe in diesem Paragrafen.

Die Unterscheidung zwischen Großeinsatzlage und Katastrophe war bisher selbst für Experten schwierig 
zu erklären. Wir begrüßen daher sehr, dass mit dem Wegfall des Begriffs „Großeinsatzlage“ Klarheit in 
der Begrifflichkeit geschaffen wird.

Zu § 2 Aufgabenträger

Wir begrüßen ausdrücklich die neue Möglichkeit, Zweckverbände zur Wahrnehmung einzelner 
Aufgaben im Brand- und Katastrophenschutz zu bilden. Wir halten dennoch einen Zulassungsvor-
behalt des Landes für nicht erforderlich und aufwändig. Wir regen daher eine Streichung dieses 
Zulassungsvorbehaltes an.

Gemeinden und Kreisen wird die Möglichkeit eröffnet, zur Wahrnehmung einzelner Aufgaben im 
Brand- und Katastrophenschutz Zweckverbände zu bilden. Explizit wird dazu die Bildung von Zweck-
verbänden zur Aufgabenwahrnehmung im Kontext der Einheitlichen Leitstelle für den Brandschutz, 
die Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst genannt. Wir begrüßen diese 
Möglichkeit ausdrücklich, halten dennoch einen Zulassungsvorbehalt des Landes für nicht erforder-
lich. Die zur Bildung eines Zweckverbandes erforderliche Verbandssatzung ist durch die zuständige 
Aufsichtsbehörde zu genehmigen. Ein zusätzliches Genehmigungs- oder Zulassungsverfahren durch 
die oberste Aufsichtsbehörde erhöht den bürokratischen Aufwand und konterkariert den Ansatz des 
Bürokratieabbaus. Wir bitten daher zu prüfen, ob die Anzeigepflicht einer Satzung nicht ausreichend 
ist und den Zweck der Regelung erfüllt.

Darüber hinaus regen wir an, neben Zweckverbänden auch weitere Möglichkeiten der interkommunalen 
Zusammenarbeit gemäß des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) zuzulassen.
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Zu §§ 3/4 Aufgaben der Gemeinden und Aufgaben der Kreise

Wir regen an, mit der Koordinierung der Warnplanung die Kreise zu beauftragen und zugleich diese 
zu verpflichten, die kreisangehörigen Gemeinden hierbei einzubinden.

Die Zuständigkeitszuordnung für die Erstellung eines Warnplans zwischen Gemeinden und Kreisen ist 
im Gesetzentwurf weiterhin nicht eindeutig geregelt. 

Zu § 3 Aufgaben der Gemeinden

Die neue Formulierung zur Zuständigkeit der Kommunen für die Warnung der Bevölkerung muss 
angepasst werden, denn diese entspricht nicht der neuen Warninfrastruktur. Wir schlagen folgende 
Formulierung vor:
„Zur Warnung der Bevölkerung müssen die Gemeinden und Kreise das Modulare Warnsystem des 
Bundes nutzen und können dies um zusätzliche, den örtlichen Erfordernissen entsprechenden Warn-
multiplikatoren oder Zusatzsysteme ergänzen. Das Gesamtsystem zur Warnung der Bevölkerung ist 
dann in einem Warnplan zu beschreiben“.

Die Gemeinden sind gemeinsam mit den Kreisen für die Warnung der Bevölkerung zuständig. Der 
Gesetzentwurf sieht vor, dass die Gemeinden und Kreise dazu geeignete Warnsysteme unterhalten. 
Zur Warnung der Bevölkerung wird seitens der Gemeinden und Kreise grundsätzlich das vom Bund 
betriebene und durch das Land eingeführte Modulare Warnsystem genutzt. Die Gemeinden und Kreise 
ergänzen die über das Modulare Warnsystem nutzbaren Warnmultiplikatoren um eigene und den 
örtlichen Gegebenheiten angepasste zusätzliche Warnmultiplikatoren. Dazu gehören beispielsweise 
Sirenensysteme, Warnfahrzeuge oder die Kommunikation über die Sozialen Medien. Daher regen wir an, 
die Formulierung dahingehend anzupassen, dass die Gemeinden und Kreise das Modulare Warnsystem 
des Bundes zur Warnung der Bevölkerung nutzen müssen und um zusätzliche, den örtlichen Erforder-
nissen entsprechenden Warnmultiplikatoren oder Zusatzsysteme ergänzen können. Das Gesamtsystem 
zur Warnung der Bevölkerung ist dann in einem Warnplan zu beschreiben.

Zu § 4 Aufgaben der Kreise

Die Verpflichtung zur Erstellung und Umsetzung von Katastrophenschutzbedarfsplänen stellt eine 
neue kommunale Aufgabe, mindestens aber eine wesentliche Veränderung des bestehenden Aufga-
benbestandes dar. Hier ist das landesverfassungsrechtlich geregelte Konnexitätsprinzip einschlägig. 
Das Land ist verpflichtet, eine Kostenfolgeabschätzung zu erstellen und ein Beteiligungsverfahren 
mit den kommunalen Spitzenverbänden einzuleiten. Wir fordern das Land auf, das vorgenannte 
Verfahren nach Art. 78 Abs. 3 Leistungsvereinbarung (LV) i. V. m. den Vorschriften des Konnexitäts-
ausführungsgesetzes einzuleiten.

Unter fachlichen Gesichtspunkten begrüßen wir die verpflichtende Aufstellung von Katastro-
phenschutzbedarfsplänen. Diese ist eine wesentliche Grundlage, um den Katastrophenschutz auf 
kommunaler Ebene ganzheitlich, systematisch und zukunftsgerichtet zu planen sowie bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln. 

Der Gesetzentwurf enthält unter Buchstabe F Ausführungen zur Konnexitätsrelevanz der BHKG-Novelle. 
Demnach „[…] werden bestehende Aufgaben der Kommunen ausgeschärft und konkretisiert sowie 
Begrifflichkeiten verändert. Diese führen im Ergebnis nicht zu einer Veränderung im wahrzunehmenden 
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Aufgabenkatalog. Auch eine wesentliche Änderung bestehender Aufgaben erfolgt nicht. […]“ (siehe 
hierzu Seite 3 des Gesetzentwurfs).

Wir vertreten hierzu eine andere Auffassung. Nach Durchsicht und Bewertung des Regelungsentwurfes 
kommen wir zu dem Ergebnis, dass die Regelung in § 4 Absatz 3 BHKG-E (Verpflichtung zur Aufstellung 
und Umsetzung von Katastrophenschutzbedarfsplänen für die Kreise) eine wesentliche Änderung des 
kommunalen Aufgabenstandes darstellt. Für die kreisfreien Städte gilt § 4 Abs. 3 BHKG-E entsprechend 
(§ 3 Abs. 7 BHKG).

Die Neuregelung geht damit ausdrücklich über die bereits bestehenden Regelungen, die sich nun in § 4 
Abs. 4 BHKG-E wiederfinden, hinaus. Dies zeigt zum einen die Veränderung der Begrifflichkeit: Während 
nach der aktuellen Rechtslage nur Katastrophenschutzpläne aufzustellen sind, wären nach der neuen 
Rechtslage Katastrophenschutzbedarfspläne aufzustellen. Die Begründung zeigt dies zudem eindeutig: 

„[…] Mit der Neufassung des Absatzes 3 wird die Katastrophenschutzbedarfsplanung in das Gesetz  einge-
führt. Bisher waren Kreise und kreisfreie Städte nach § 4 Absatz 3 alter Fassung dazu verpflichtet, unter 
Beteiligung der Gemeinden Pläne für Großeinsatzlagen und Katastrophen in Form von Katastrophen-
schutzplänen zu erstellen und spätestens alle fünf Jahre fortzuschreiben. Die vorgenannten Planunter-
lagen haben ihren Schwerpunkt in der Organisation der Gefahrenabwehrmaßnahmen und dem Zusam-
menwirken aller beteiligten Einsatzkräfte, Behörden und Unternehmen. Die Katastrophenschutzpläne 
beschränken sich auf operativ-taktische Vorgaben im Sinne von einsatzvorbereitenden Maßnahmen, zum 
Beispiel für eine Einsatzplanung. Diese Verpflichtung bleibt erhalten und findet sich nunmehr im Absatz 4 
wieder. Zugleich werden mit der Einfügung des neuen Absatzes 3 die Planungsaufgaben der Kreise durch 
die Einführung der Katastrophenschutzbedarfsplanung vervollständigt. [..]“ (S. 83f.).

Es handelt sich dabei um eine neue kommunale Aufgabe, mindestens aber um eine wesentliche Ände-
rung des kommunalen Aufgabenbestandes. Hier ist das landesverfassungsrechtlich geregelte Konne-
xitätsprinzip einschlägig. Das Land ist verpflichtet, eine Kostenfolgeabschätzung zu erstellen und ein 
Beteiligungsverfahren mit den kommunalen Spitzenverbänden einzuleiten. Wir fordern das Land auf, 
das vorgenannte Verfahren nach Art. 78 Abs. 3 LV i. V. m. den Vorschriften des Konnexitätsausführungs-
gesetzes einzuleiten.

§ 4 Abs. 3 regelt auch die Beteiligung der kreisangehörigen Städte seitens des Kreises für die Katas
trophenschutzbedarfspläne. Wir regen eine Pflicht des Kreises zum Einvernehmen mit den kreisange-
hörigen Gemeinden für die Erstellung der Katastrophenschutzbedarfspläne an. Dies ist einerseits unab-
dingbar, da hier die Umsetzung erfolgt und die Feuerwehren sowie in der Regel auch der Rettungsdienst 
beheimatet sind. Andererseits ist es zwingend für die Kohärenz von Zivil- und Katastrophenschutz, da 
manche Aufgaben im Zivilschutz unmittelbar gemeindliche Aufgaben sind. 

Darüber hinaus bitten wir zu prüfen, ob in Absatz 4 nicht auch ein Verweis auf § 31a erforderlich ist.

Zu § 5 Aufgaben des Landes

Angesichts der neuen koordinierenden Rolle der Landesstelle für den Katastrophenschutz regen 
wir an, dass das Land gemeinsame Übungen des Katastrophenschutzes selbst durchführt, statt 
diese anzuordnen. Dies würde die Einhaltung einheitlicher Standards garantieren und für eine klare 
Zuständigkeit für deren Finanzierung sorgen.

Die Befugnis des Landes, Übungen des Katastrophenschutzes anzuordnen, sollte so geändert werden, 
dass das Land gemeinsame Übungen des Katastrophenschutzes durchführt. Es ist davon auszugehen, 
dass der Zusammenarbeit im Katastrophenschutz in Zukunft eine höhere Bedeutung zukommt. 
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Gemeinsame Übungen sind daher erforderlich. Um einheitliche Standards – vor Allem hinsichtlich der 
Finanzierung solcher Übungen – zu gewährleisten, ist es erforderlich, dass das Land entsprechende 
Übungen durchführt.

Zu Absatz 8 regen wir an, dass das zentrale digitale Lagebild nicht nur für den Katastrophenschutz, 
sondern auch für Brandschutz und Hilfeleistung unterhalb der Schwelle der Katastrophe erstellt wird.

Zu § 6 Brandschutz, Hilfeleistung und Katastrophenschutz auf dem Rhein

Die Regelungen für den Rhein sollten auf alle Bundeswasserstraßen in NRW übertragen werden. Wir 
regen zudem an, dass das Land die erforderliche Ausbildung für die von ihm beschafften Löschboote 
fördert.

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen für den Rhein sollten auf alle Bundeswasserstraßen 
im Land Nordrhein-Westfalen übertragen werden, um so eine Gleichbehandlung aller Bundeswas-
serstraßen herbeizuführen. Darüber hinaus sollte geregelt werden, dass das Land für die von ihm 
beschafften Löschboote auch die dafür erforderliche Ausbildung des Personals fördert.

Zu § 10 Leistungsfähigkeit der Feuerwehr

Wir begrüßen, dass in dem Gesetzentwurf auf das förmliche Antragsverfahren zur Befreiung der 
Verpflichtung der Einrichtung hauptamtlicher Wachen verzichtet wird.
In Bezug auf Absatz 4 gehen wir davon aus, dass die an dieser Stellungnahme beteiligten Verbände 
an der Erstellung der Ausführungshinweise entsprechend § 57 BHKG beteiligt werden. Wir halten es 
indessen für erforderlich, in die Ausführungshinweise nach Abs. 4 auch die Möglichkeit differenzierter 
Planungsziele der Brandschutzbedarfsplanung aufzunehmen (vgl. Konzept von Städte- und Gemein-
debund Nordrhein- Westfalen und Verband der Feuerwehren in NRW).

Zu § 11 Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

Wir schlagen vor, dass die Formulierung in § 11 Abs. 1 Satz 1 hinsichtlich der Zahl der Stellvertreter 
weiterhin inhaltlich gleichlautend mit der Formulierung in § 12 Abs. 2 Satz 1 gefasst wird (vgl. unser 
u. g. Vorschlag zu § 12 Abs. 2 Satz 1 BHKG). Daher schlagen wir vor, die bisherige Formulierung „bis 
zu zwei“ zu ändern in „bis zu drei“.

Es ist nicht ersichtlich, warum die Zahl der Stellvertreterinnen und Stellvertreter bei den Leiterinnen und 
Leitern der Feuerwehren anders geregelt sein sollte als bei den Stellvertreterinnen und Stellvertretern 
der Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister. Gleichlautende Regelungen haben sich bewährt. 
Aufgrund der gestiegenen und vielfältigen Aufgaben sowie der Notwendigkeit der angemessenen 
Beteiligung von Haupt- und Ehrenamt im Falle von hauptamtlichen Wachen Freiwilliger Feuerwehren 
haben sich auch Konstellationen ergeben, die die Möglichkeit der Bestellung von bis zu drei Stellver-
treterinnen und Stellvertretern erfordern.

Zu § 12 Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister, Bezirksbrandmeisterinnen und  
Bezirksbrandmeister

Wir schlagen vor, hinsichtlich der Leitungsstruktur einen Gleichklang mit Leitungsstruktur bei Frei-
willigen Feuerwehren eine Harmonisierung vorzunehmen und für die Anzahl der Stellvertretungen 
die bisherige Formulierung in Abs. 2 von „mindestens eine“ in „bis zu drei“ zu ändern.
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Die etablierten Kulturen, unter welchen Umständen Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister 
die Einsatzleitung bei Freiwilligen Feuerwehren und Pflichtfeuerwehren übernehmen, sind in Nord-
rhein-Westfalen heterogen ausgeprägt. Teilweise wird kritisiert, dass seitens der Kreisbrandmeiste-
rinnen und Kreisbrandmeister als Einsatzleitungen Kostenfolgen ausgelöst werden können, die die 
Gemeinden zu tragen haben. Daher regen wir an, diesen Zusammenhang dahingehend einheitlich zu 
regeln, dass die Übernahme der Einsatzleitung auf besondere Einzelfälle beschränkt wird.

Die weiteren vorgesehenen Änderungen in § 12 BHKG werden ausdrücklich begrüßt.

Zu § 13 Kinderfeuerwehren, Jugendfeuerwehren

Wir schlagen vor, § 13 Abs. 2 Satz 1 klarzustellen (siehe untenstehenden Vorschlag). Zudem sollten 
in Absatz 2 Sätzen 2 und 3 die Begrifflichkeiten einheitlich in „Kinderfeuerwehrwartin oder Kinder-
feuerwehrwart“ geändert werden.

Die Altersregelungen zur Mitgliedschaft in Kinderfeuerwehren sind in einem Detail unklar. Die derzeitige 
Formulierung kann entgegen dem gemeinten Inhalt dahingehend verstanden werden, dass 12-jährige 
Feuerwehrangehörige, die noch nicht das 13. Lebensjahr vollendet haben, weiterhin der Kinderfeuer-
wehr angehören können. Wir regen zur Klarstellung daher an, § 13 Abs. 2 Satz 1 wie folgt zu fassen: „In 
der Freiwilligen Feuerwehr können für Kinder vom vollendeten sechsten Lebensjahr bis zur Vollendung 
des zwölften Lebensjahres Kinderfeuerwehren gebildet werden.“

Die Verwendung unterschiedlicher Begriffe in den Absätzen 1 und 2 von § 13 in der Form von „Jugend-
feuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart“ versus „Leiterin oder Leiter der Kinderfeuerwehr“ hat 
die Frage aufgeworfen, ob die Weisungsgebundenheit gegenüber Leiterin oder Leiter der Feuerwehr in 
diesen Funktionen unterschiedlich ausgeprägt sei und ob die Kinderfeuerwehren insofern eigenständig 
seien. Zwecks Klarstellung und Verwendung einheitlicher Begrifflichkeiten schlagen wir daher vor, in 
Absatz 2 Sätzen 2 und 3 die Begrifflichkeiten in „Kinderfeuerwehrwartin oder Kinderfeuerwehrwart“ 
zu ändern und somit an die etablierten Begriffe anzugleichen. Dies ist umso mehr angezeigt, als dass 
gerade diese etablierten Begriffe in den vom Ministerium des Innern erlassenen Regelungen zu Funk-
tionsabzeichen auch verwendet werden.

Zu § 15 Betriebsfeuerwehren

In Absatz 3 heißt es im zweiten Satz:
 „Betriebsfeuerwehren können zugleich auch Angehörige anderer Betriebsfeuerwehren aus- und fort-
bilden.“ Wir regen an den Satz wie folgt zu ändern:
 „Betriebsfeuerwehren können zugleich auch Angehörige anderer betrieblicher Feuerwehren aus- und 
fortbilden.“

Zu § 16 Werkfeuerwehren

Wir fordern, die Einführung des Begriffs „überwiegend“ ersatzlos zu streichen.

Die aktuell vorgesehene Ergänzung des § 16 Absatz 2 Satz 3 um das Wort „überwiegend“ lehnen wir 
entschieden ab. Bereits bei der Novellierung des FSHG NRW zum BHKG NRW im Jahr 2016 hat der 
Gesetzgeber nach reiflicher Abwägung bewusst daran festgehalten, das Erfordernis der Betriebszu-
gehörigkeit nicht abzuschwächen. Die damaligen Gründe gelten fort und haben in der Zwischenzeit 
mehr und nicht weniger Bedeutung erhalten. Auf die entsprechende Dokumentation der damaligen 
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Abstimmungen und der einschlägigen Erkenntnisse, welche in den zurückliegenden Jahren durch die 
Landesbehörden und -ministerien nach Schadensereignissen im Zuständigkeitsgebiet von Werkfeuer-
wehren gewonnen wurden, wird eindringlich verwiesen. Die klare Vorgabe, dass die Angehörigen der 
Werkfeuerwehr dem jeweiligen Betrieb oder der jeweiligen Einrichtung angehören müssen, war und ist 
Ausdruck des besonderen Charakters der Werkfeuerwehr als betriebsspezifische Gefahrenabwehrein-
richtung mit umfassenden Kenntnissen der örtlichen, organisatorischen und produktionstechnischen 
Besonderheiten. Diese Sichtweise wurde damals und wird bis heute durch alle Feuerwehrverbände in 
NRW getragen.

Wir weisen zudem auf folgende, wesentliche Rahmenbedingungen hin: Der Arbeitsmarkt der haupt
beruflichen Werkfeuerwehrangehörigen bleibt seit Jahren angespannt. Der Personalbedarf der Werk-
feuerwehren kann in der Regel nur durch eigene Ausbildung und Verbesserung der eigenen Arbeitgeber
attraktivität sicher gedeckt werden. Die geplante Gesetzesänderung würde in diesem Spannungsfeld 
die Zahl der Arbeitgeber durch die Einbindung externer Sicherheits- und Personaldienstleister erhöhen, 
während eine hohe Zahl an Arbeitsplätzen bei den Werkfeuerwehren strukturell deutlich unattraktiver 
würde. Die zwangsläufige Folge ist eine erhebliche Abwanderung von Werkfeuerwehrangehörigen im 
Verdichtungsraum NRW zu den benachbarten öffentlichen Feuerwehren, deren Beschäftigungsbedin-
gungen – insbesondere Verbeamtung und Ruhestand mit 61 Jahren – heute schon dauerhaft attraktiver 
sind. 

Die Leistungsfähigkeit der Werkfeuerwehren würde damit nicht gestärkt, sondern gefährdet. Haupt-
berufliche Werkfeuerwehrangehörige machen regelmäßig nicht mehr als 5 % der Gesamtbelegschaft 
aus – an Verbundstandorten in Industriepark-Strukturen vielfach gerade einmal nur 1 %. Dies ist bei 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen eines Standortes, sofern sie im Zusammenhang mit der Betriebs-
zugehörigkeit von Werkfeuerwehrangehörigen geführt werden, aus unserer Sicht zu berücksichtigen. 
Betroffen durch die Neuregelung wären zudem Einrichtungen der kritischen Infrastruktur – darunter 
zum Beispiel die Universitätskliniken, deren Werkfeuerwehrangehörige derzeit aus gutem Grunde 
verbeamtet sind. Die Einführung des Begriffs „überwiegend“ würde weiterhin einen erheblich komple-
xeren und derzeit auch völlig unbestimmten Vollzugsrahmen schaffen. Auf die aktuelle Gesetzesbe-
gründung wird diesbezüglich und beispielhaft verwiesen. Ein starker Bürokratieaufbau wäre die Folge.

Darüber hinaus ist aus unserer Sicht damit zu rechnen, dass eine Änderung des § 16 Absatz 2 Satz 3 
Anlass und Möglichkeit zu verfassungsgerichtlicher Normenkontrolle gibt. Einschlägige Erfahrungen 
aus der Novellierung des FSHG zum BHKG liegen dokumentiert vor. Daraus ergibt sich ein völlig unklares 
gesetzgeberisches Risiko, was aus unserer Sicht nicht zu akzeptieren ist. Wir schlagen daher vor, § 16 
Absatz 2 Satz 3 im BHKG unverändert zu belassen. Sollte trotz der hier dargelegten Argumente und 
Bedenken weiterhin Bedarf an einer Flexibilisierung der Betriebszugehörigkeit von Werkfeuerwehran-
gehörigen gesehen werden, regen wir an diese durch eine Regelung in der Verordnung über betriebliche 
Feuerwehren (VObFw) vorzunehmen. Hierzu wäre es aus unserer Sicht eine eindeutige und rechtssichere 
Verordnungsermächtigung im Gesetz erforderlich.

Wir weisen abschließend daraufhin, dass in die Gesetzesbegründung zu § 15 Absatz 3 und § 16 Absatz 7 
materielle Einschränkungen aufgenommen wurden, die im Gesetzestext keine Entsprechung finden. 
Diese Einschränkungen stehen im Widerspruch zur im Entwurf ausdrücklich vorgesehenen Möglichkeit 
der eigenständigen Ausbildung durch betriebliche Feuerwehren. Wir regen daher grundsätzlich an, 
entsprechende materiell-rechtliche Aussagen in der Gesetzesbegründung ersatzlos zu streichen.
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Zu § 19 Einheiten der Kreise und kreisfreien Städte

Wir regen an, für die Aufstellung der Kreiseinheiten keine Priorisierung oder Reihenfolgen vorzu-
sehen. Die Aufgaben in der Gefahrenabwehr werden vielfältiger. Daher folgt die Aufstellung der 
Kreiseinheiten aus den Ableitungen zu lokalen Risikobeurteilungen. Daher kann das Wort „vorrangig“ 
in Abs. 1 entfallen. 

In § 19 Abs. 1 ist die Formulierung aus unserer Sicht unpräzise. Wir regen an, klarstellend den eingescho-
benen Nebensatz wie folgt zu formulieren: „neben den von ihnen eingebundenen Einheiten nach § 18“.

Wir schlagen vor, in § 19 Abs. 2 einen Satz anzufügen, der eine analoge Regelung zu § 9 Abs. 3 BHKG zur 
Förderung des Ehrenamtes auch für die Aufgabenträger des Katastrophenschutzes vorsieht.

Ferner sollten für die Kreiseinheiten die Fragen der Vorgesetztenstellung sowie der Disziplinarbefugnis 
aus unserer Sicht im Gesetz geregelt werden. Wir regen an, diese Funktionen den Kreisbrandmeistern 
zuzuordnen.
Darüber hinaus werden die Änderungen bzgl. Wegfall von Regieeinheiten sowie Einbindung organisa-
tionsunabhängiger Mitwirkungsmöglichkeiten in Kreiseinheiten ausdrücklich begrüßt.

Zu § 20 Dienstpflichten, Freistellung

Wir regen an, in Absatz 1 Satz 5 das Wort „Freistellung“ durch das Wort „Verpflichtung“ zu ersetzen.

Wir begrüßen die Einschränkung der Freistellung gemäß der neuen Sätze 5 und 6 in Abs. 1.

In Absatz 1 Satz 5 muss das Wort „Freistellung“ durch das Wort „Verpflichtung“ ersetzt werden. Diese 
Änderung ist essentiell, da die Entwurfsformulierung vorliegend unklar ist; die Freistellung ist in Absatz 2 
geregelt.

Zu § 25 Brandschutzdienststelle

Die vorgesehenen Änderungen werden ausdrücklich begrüßt.

Zu § 28 Einheitliche Leitstelle für den Brandschutz, die Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und 
den Rettungsdienst

Wir freuen uns, dass unsere Vorschläge weitgehend berücksichtigt wurden. Wir regen an, bei der Erar-
beitung von Konkretisierungen durch das Land zwingend beteiligt zu werden.

Das Aufgabenspektrum einer Leitstelle in NRW reicht von der Annahme und Bewertung von einge-
henden Notrufen über die qualifizierte Disposition von Einsatzfahrzeugen bis hin zur Führungsunter-
stützung in Katastrophen oder ausgedehnten Schadenslagen. Wir wünschen uns bei der Erarbeitung 
der Rechtsverordnung zur Definition der Aufgaben beteiligt zu werden.

Die Öffnung in Richtung der Beschäftigung von Tarifbeschäftigen in den Leitstellen ist sinnvoll und 
richtig. Dazu ist die im Gesetzentwurf angekündigte Regelung zur Festlegung der aufgaben- und fach-
spezifischen Qualifikationen der richtige Weg. Unabhängig von der notwendigen Vielfalt der Zugangs-
wege in die Leitstellentätigkeit legen wir großen Wert darauf, dass diese Öffnung nur eine Ergänzung 
zu den bisherigen Voraussetzungen und notwendigen Qualifikationen sein kann. Auch hier fordern wir 
eine Beteiligung bei der Erarbeitung der angekündigten Regelung durch das Land.

Ansonsten werden die in § 28 vorgesehenen Änderungen ausdrücklich begrüßt.
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Zu § 33 Einsatzleitung

Die Bestimmungen des § 33 erfasst die Lebenswirklichkeit vieler Feuerwehren häufig nur unzu-
reichend. Die Leiterinnen und Leiter der Feuerwehr müssen u. E. von Gesetzes wegen kraft Amtes 
bestellte Einsatzleiterinnen bzw. Einsatzleiter der Gemeinde sein. Wir regen daher Ergänzungen und 
Konkretisierungen des § 33 an.

Die bisherige Formulierung deckt die Lebenswirklichkeit in vielen Feuerwehren nicht ab. Viele Einsätze 
der Feuerwehr im Tagesgeschäft werden nicht von bestellten Einsatzleitern geleitet, weil diese Bestel-
lung auf besondere Einsatzlagen bezogen wird. Diese Betrachtung hat sich bewährt. Wir regen daher 
an, Satz 1 nach dem bisherigen Satzende wie folgt zu ergänzen: „… geleitet, sofern nicht nach der 
gemeindlichen Alarm- und Ausrückeordnung eine andere Führungskraft diese Aufgabe übernimmt.“

Es gibt zudem fachlich unerklärliche Fälle, in denen seitens einer Gemeinde Einsatzleiter bestellt werden, 
Leiterinnen und Leiter der Feuerwehr bzw. deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter jedoch nicht. 
Dies erscheint nicht fachgerecht. Daher regen wir an, § 33 um folgenden neuen Satz 2 zu ergänzen: 
„Die Leiterin oder der Leiter der Feuerwehr, sowie im Vertretungsfalle deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter, sind bestellte Einsatzleiterinnen und Einsatzleiter im Sinne des Satzes 1; die Gemeinden 
können darüber hinaus weitere Bestellungen vornehmen.“

Zudem regen wir an, in § 33 klarstellend aufzunehmen, dass in gemeinsamen Einsatzlagen die im 
Entwurf zum RettG NRW vorgesehene rettungsdienstliche Einsatzleitung als eigenständiger Einsatz-
abschnitt einzubinden ist.

Zu § 34 Befugnisse der Einsatzleitung

Wir schlagen vor, die aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen gegen Anordnungen der Einsatz-
leitung gesetzlich entfallen zu lassen.

Die in Abs. 2 vorgesehene Ergänzung entfaltet nicht die erwünschte Wirkung. Wir schlagen vor, in Abs. 2 
folgende Ergänzung vorzusehen, um eine bisherige rechtliche Lücke zu schließen: „Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen entsprechende Anordnungen der Einsatzleitung haben keine aufschiebende 
Wirkung.“

Zu § 35 Katastrophenmanagement, Feststellung des Katastrophenfalls und
zu § 36 Krisenstäbe und Stäbe für außergewöhnliche Ereignisse

Aus fachlicher Sicht ist die verpflichtende Bildung von Stäben für außergewöhnliche Ereignisse in 
kreisangehörigen Kommunen sinnvoll. Diese würde dennoch Konnexitätsfolgen auslösen. Nur durch 
eine Harmonisierung der Strukturen des Krisenmanagements können Maßnahmen flächendeckend 
mit gleicher Wirksamkeit veranlasst werden. 

Es ist uns ein wesentliches Anliegen, in § 36 Abs. 4 Satz 2 die Einrichtung von SAE durch kreisangehörige 
Städte und Gemeinden verbindlich vorzugeben, nicht nur als Kann-Regelung. Die komplexen Krisensi-
tuationen der vergangenen Jahre habe gezeigt, dass jede Kommune über die Fähigkeit verfügen muss, 
außergewöhnliche Situationen zu bewältigen. Eine Einbindung in das über-geordnete Krisenmanage-
ment funktioniert nur dann zuverlässig, wenn die Krisenbewältigungsstruk-turen harmonisiert sind. 
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In § 35 Abs. 5 Satz 1 wird – aus unserer Sicht zutreffend – auf die Behörde abgestellt, die berechtigt wird. 
In Abs. 1 Satz 1 hingegen wird auf die Person der oder des HVB abgestellt, was die Handlungssicherheit 
im Verhinderungsfalle an nachrangige Beauftragungen knüpft. Daher schlagen wir vor, analog zu Abs. 5 
auch in Abs. 1 nicht auf die Person, sondern auf die Behörde abzustellen (Kreis/kreisfreie Stadt).

Durch die sich aus § 36 Abs. 5 ergebenden Pflichten dürfen der kommunalen Ebene keine zusätzlichen 
Kosten entstehen. 

Wir regen an, in § 35 zusätzlich eine Regelung aufzunehmen, die die Möglichkeit klarstellt, die Instru-
mente des Krisenmanagements auch außerhalb einer Katastrophe zu aktivieren. Daher schlagen wir 
folgende Formulierung vor: „Die Kreise und kreisfreien Städte können die Instrumente des Katastro-
phenmanagements auch außerhalb einer Katastrophe einsetzen.“

Zudem schlagen wir vor, auch in § 36 eine analoge Regelung zu § 35 aufzunehmen: „Die kreisangehö-
rigen Gemeinden können ihre Stäbe für außergewöhnliche Ereignisse eigenständig aktivieren.“

Zu § 35a Katastrophenvoralarm

Diese Regelung sehen wir kritisch und fordern, diese zu streichen.

Den genauen Zeitpunkt der Auslösung des Katastrophenvoralarms zu bestimmen, stellt in der Praxis vor 
Ort eine enorme Herausforderung dar. Daraus ergibt sich eine unsichere rechtliche Lage mit Haftungs-
fragen für die HVBs. Ein Voralarm könnte sensibilisieren, gleichzeitig könnte dies für Verwirrung in 
der Stadtverwaltung und in der Bevölkerung sorgen. Auch besteht die Gefahr, dass damit zusätzliche 
Verfahrensschritte etabliert werden, die die Reaktionsfähigkeit in zeitkritischen Lagen beeinträchtigen 
können. Insbesondere könnte sich eine systemische Verzögerung ergeben, wenn dieser „Zwischen-
schritt“ vermeintlich immer formal durchlaufen werden muss. Zudem ist es aus kommunaler Sicht 
bislang nicht eindeutig erkennbar, welchen zusätzlichen praktischen Nutzen der Katastrophenvoralarm 
gegenüber den bereits bestehenden Möglichkeiten zur frühzeitigen Aktivierung von Krisenstäben und 
Führungsstrukturen bietet. Ohne klar definierte Auslösekriterien besteht die Gefahr, dass vergleichbare 
Gefährdungslagen von verschiedenen Kommunen unterschiedlich bewertet werden. Dies kann insbe-
sondere bei überörtlichen Schadenslagen zu Unsicherheiten führen.

Zu § 38 Personenauskunftsstelle (PASS)

Wir schlagen vor, in § 38 folgende Klarstellung aufzunehmen:
„Die Kreise und kreisfreien Städte aktivieren bei Bedarf auch ohne Feststellung einer Katastrophe die 
Personenauskunftsstellen.“

Zu § 39 Gegenseitige und landesweite Hilfe

Wir regen an, eine Öffnungsklausel zur Möglichkeit interkommunaler Vereinbarungen zur Kosten-
befreiung im Gesetz zu integrieren.

Diese Öffnungsklausel könnte wie folgt lauten: „Die Gemeinden und Kreise können im Übrigen durch 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung Regelungen zur gegenseitigen Kostenerstattung oder einen gegen-
seitigen Kostenverzicht vereinbaren.“

Im Übrigen werden die in § 39 vorgesehenen Änderungen ausdrücklich begrüßt.
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Zu § 43 Hilfeleistungspflichten und freiwillig Helfende

Die Regelung zu den freiwilligen Helfenden wird begrüßt.

Wir regen lediglich an, klarstellend in § 43 zusätzlich den folgenden Satz aufzunehmen: „§ 22 Abs. 4 
gilt entsprechend.“

Zu § 46 Verarbeitung personenbezogener Daten

Im zukünftigen Absatz 7 muss der Begriff „Auskunftsstellen“ redaktionell an zwei Stellen im Text gegen 
den Begriff „Personenauskunftsstellen“ ersetzt werden.

Zu § 47 Datenübermittlung

In § 47 Abs. 2 müssen redaktionell die Worte „Bergbau“ und „Geologie“ geändert werden in „Bergbau-
behörden“ und „Geologiebehörden“.

Zu § 49 Bußgeldvorschriften

In der Ordnungswidrigkeitenliste in Abs. 1 fehlt u. E. ein Verstoß gegen eine Auflage nach § 27 Abs. 1 
Satz 3. Wir regen an, dies entsprechend zu ergänzen.

Zu § 50 Kostenträger

Wir schlagen vor, dass die Feuerschutzsteuer ausschließlich für den Bereich Brandschutz verwendet 
wird. Darüber hinaus fordern wir, dass den Kommunen ein deutlich höherer Anteil und mindestens 
drei Viertel aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer für den Brandschutz zur Verfügung zu stellen 
ist.

Seit Inkrafttreten des BHKG zum 01.01.2016 ist der Anteil am Aufkommen der Feuerschutzsteuer, der 
außerhalb der Kosten des Brandschutzes verwendet wird, stetig gestiegen. Von den immensen Steige-
rungen des Aufkommens der Feuerschutzsteuer seit 2016 kommt bei den Städten und Gemeinden als 
Trägerinnen des Brandschutzes ein immer kleiner werdender Anteil an, obwohl auch dort die entspre-
chenden Kosten erheblichen Steigerungen unterlagen und weiterhin unterliegen. Wir schlagen vor, in 
Abs. 8 die Worte „und die übrigen Aufgaben dieses Gesetzes“ ersatzlos zu streichen. Darüber hinaus 
fordern wir, dass ein deutlich höherer Anteil und mindestens drei Viertel des Aufkommens der Feuer-
schutzsteuer den Gemeinden und Kreisen zur Verwendung für den Brandschutz zur Verfügung zu 
stellen ist.

Zu § 52 Kostenersatz

Wir regen einen landesweit einheitlichen und für Kommunen optional zu nutzenden Katalog für 
Kostenersatztarife an. So werden Verwaltungen kleinerer Gemeinden wirksam entlastet, weil sie 
keine aufwändige Kalkulation durchführen müssen.

Für kleinere Gemeinden wäre es von großer Bedeutung, wenn sie einen landesweit zur Verfügung 
gestellten Kostenersatztarif für Fahrzeugkosten als auch für die Kosten ehrenamtlichen Einsatzperso-
nals verwenden könnten. Wir schlagen daher vor, eine entsprechende Möglichkeit für Gemeinden mit 
rein ehrenamtlicher Feuerwehr gesetzlich vorzusehen.
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Angesichts erheblicher Rechtsunsicherheiten bei den Tatbeständen des Kostenersatzes regen wir Klar-
stellungen und Ergänzungen des Abs. 2 an.

Wir regen an, in Abs. 1 den Begriff „Absatz 2“ zu ersetzen durch „den Absätzen 2 bis 3a“, da in den 
Absätzen 3 und 3a (siehe unten) alternative Abrechnungsmöglichkeiten von Einsatzkosten über Abs. 2 
hinausgegeben sind.

In den Ländern Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz gibt es einen landesweit einheitlichen Kosten
ersatztarif für Einsatzfahrzeuge (vgl. § 34 Abs. 7 und 8 Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg (FwG BW), 
Verordnung Kostenersatz Feu-erwehr (VOKeFw BW); § 36 Abs. 10 LBKG RLP). Zugleich tun sich in Nord-
rhein-Westfalen viele Gemeinden mit rein ehrenamtlicher Feuerwehr schwer bei der Kalkulation des 
Kostenersatzes, was regelmäßig zur Aufhebung entsprechender Satzungen durch Verwaltungsgerichte 
sowie zur präventiven Aufhebung von Kostenersatzbescheiden führt, wenn Überprüfungs-Dienstleister, 
die insbesondere für Versicherungen arbeiten, Bedenken bzgl. der Rechtmäßigkeit der Kalkulation 
anmelden. Gerade bei kleineren Gemeinden mit geringem Einsatzaufkommen führen die Herausfor-
derungen der Kostenersatzkalkulation häufig zu Verunsicherungen. Gleichzeitig hat sich die bisherige 
Kalkulationspraxis in Gemeinden mit hauptamtlich besetzter Feuerwache oder Berufsfeuerwehr übli-
cherweise bewährt und bildet so auch die jeweilige Kostenstruktur entsprechend ab. Daher schlagen 
wir vor, für Gemeinden mit rein ehrenamtlicher Feuerwehr die Möglichkeit der eigenen Kostenersatz-
kalkulation weiterhin zu erhalten, jedoch diesen auch die Möglichkeit zu geben, einen landesweit 
bereitgestellten Kostenersatztarif sowohl für Fahrzeugkosten als auch für die Kosten ehrenamtlichen 
Einsatzpersonals zu nutzen. Eine solche Verfahrensweise könnte die Rechtssicherheit bei der Kostener-
satzerhebung in vielen Gemeinden mit rein ehrenamtlicher Feuerwehr erheblich verbessern und eine 
deutliche Reduzierung des Verwaltungsaufwands bewirken. Städte- und Gemeindebund NRW und 
Verband der Feuerwehren in NRW bieten ihre aktive Mitwirkung bei der Umsetzung einer entspre-
chenden Regelung an. Für den Städte- und Gemeindebund NRW hat die Schaffung einer entsprechenden 
Regelung eine hohe Priorität.

Bzgl. der vorgesehenen neuen Nr. 11 in § 52 Abs. 2 Satz 1 begrüßen wir die Absicht dieser Klarstellung, 
äußern jedoch die nachfolgenden Hinweise:
l	� Derzeit haben einige Träger rettungsdienstlicher Aufgaben eigene Gebührenregelungen, auch wenn 

sie nicht Träger des Rettungsdienstes sind (kreisangehörige Städte). Daher schlagen wir vor, an beiden 
Stellen der Nr. 11 die Worte „Träger des Rettungsdienstes“ durch die Worte „Träger rettungsdienst-
licher Aufgaben“ zu ersetzen.

l	� Wir regen an, die Worte „erstattet werden“ durch die Worte „erstattet werden können“ zu ersetzen, 
um die Anwendung dieses Kostenersatz-Tatbestandes nicht von Wohlwollen und Bereitschaft zur 
Abrechnung einzelner Träger rettungsdienstlicher Aufgaben abhängig zu machen. Vielmehr sollen 
diese gehalten sein, die Regelung zugunsten der Städte und Gemeinden anzuwenden.

l	� Wir regen an zu prüfen, ob die Formulierung dahingehend konkretisiert werden muss, dass mit 
„Dritte“ nicht die Patienten, sondern ausschließlich Kostenträger des Rettungsdienstes gemeint sind.

Wir schlagen zudem vor, den Katalog in Abs. 2 Satz 1 um die folgenden Tatbestände zu erweitern:
l	� von Personen, die entgegen einer erforderlichen behördlichen Genehmigung ein Feuer entfachen 

und dadurch eine Alarmierung der Feuerwehr verursacht haben, 
l	� von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 

Nutzungsberechtigten für sonstige Einsätze der Hilfeleistung, mit Ausnahme der Einsätze, die unmit-
telbar der Rettung oder Bergung von Menschen oder Tieren dienen,“
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Bzgl. letzterem Vorschlag verweisen wir auf bestehende vergleichbare Regelungen in anderen Bundes-
ländern, z. B. Art. 28 Abs. 2 Bayrisches Feuerwehrgesetz (BayFwG Bayern), § 61 Abs. 3 Nr. 3 bis 6 Hessi-
sches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG Hessen), 
§ 36 Abs. 1 Nr. 13 Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz) 
(LBKG Rheinland-Pfalz).

Zu § 56 Verordnungs- und Satzungsermächtigungen

In § 28 Abs. 1 Satz 2 BHKG-Entwurf ist eine Festlegung der Aufgaben einer Leitstelle in einer Verordnung 
gemäß § 56 Abs. 2 BHKG-Entwurf vorgesehen. Für Selbige fehlt jedoch die Verordnungsermächtigung 
in § 56 Abs. 2, die u. E. hinzugefügt werden sollte.

Für jegliche Erörterungen zur Gestaltung der Novellierung des Gesetzes stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung und sagen Ihnen unsere Mitwirkungsbereitschaft bei der Findung geeigneter Lösungen zu.

B. 
FDP-Antrag „Kehrtwende im Zivil- und Bevölkerungsschutz – Vorbereitungen in  
Nordrhein-Westfalen treffen” (Drucksache 18/15490)

Wir begrüßen das Ziel des Antrags, die Resilienz des Landes NRW zu stärken. Positiv hervorzuheben ist 
dabei, dass der Antrag nicht allein die staatliche Ebene in den Blick nimmt, sondern gleichermaßen die 
Bevölkerung, das Gesundheitswesen sowie die kritische Infrastruktur insgesamt einbezieht. Zudem 
ist der Ansatz, Krisenvorsorge und Katastrophenschutz auf allen Ebenen im Sinne einer gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe zu stärken, wichtig und richtig. Denn kaum eine Krisenlage ist denkbar, bei der 
nicht die kommunale Ebene operativ tätig werden muss. Auch in diesem Sinne begrüßen wir, dass die 
Novellierung des BHKG NRW vorankommt und nun im Landtag beraten wird. 

Der Fokus des Antrags liegt überwiegend auf großen kritischen Infrastrukturen. Aus kommunaler 
Sicht sollten ergänzend auch lokale kritische Einrichtungen wie Wasser- und Abwasseranlagen, Feuer-
wehr- und Rettungsdienststandorte sowie kommunale Verwaltungsstrukturen stärker berücksichtigt 
werden. Die Stärkung der Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung ist zentral. Hier muss auch das Land mehr 
Verantwortung übernehmen. Punktuelle Sensibilisierungskampagnen sind richtig und wichtig, reichen 
dennoch nicht aus. Zudem muss die Erste Hilfe Teil der schulischen Bildung sein.

Die Erarbeitung einer Resilienzstrategie auf Landesebene ist ein denkbarer Weg. Sollte dieser gewählt 
werden, müssen Städte und Gemeinden von Anfang an bei der Entwicklung der Strategie systematisch 
eingebunden werden, da zahlreiche Maßnahmen in der Praxis auf kommunaler Ebene umgesetzt 
werden. Die vorgesehene Resilienzstrategie sollte neben Zielsetzungen auch konkrete Umsetzungs-
maßnahmen, Prioritäten und messbare Zwischenschritte enthalten, um eine wirksame Umsetzung 
sicherzustellen.
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ANSPRECHPARTNER

Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Ansprechpartner: 
Geschäftsführer Andreas Wohland 
Telefon:	 0211-4587-223 
E-Mail: 	 andreas.wohland@kommunen.nrw
 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Ansprechpartner: 
Beigeordneter Stefan Hahn 
Telefon:	 0221-3771-0 
E-Mail:	 stefan.hahn@staedtetag.de

Verband der Feuerwehren in NRW 
Ansprechpartnerin: 
Geschäftsführerin Susanne Stupp 
Telefon: 	0202 317712-10 
E-Mail:	 susanne.stupp@vdf.nrw 

Arbeitsgemeinschaft der Leiter
der Berufsfeuerwehren NRW
Ansprechpartner:
Vorsitzender Direktor der Feuerwehr Dipl.-Ing. Simon Heußen
Telefon:	 0234 9254-501
E-Mail: 	 sheussen@bochum.de

Arbeitsgemeinschaft der Leiter
Hauptamtlicher Feuerwachen NRW
Ansprechpartner:
Vorsitzender Torsten Flemm
Telefon:	 02271 7616120
E-Mail: 	 vorstand@aghf-nrw.de

Werkfeuerwehrverband NRW e. V.
Ansprechpartner:
Vorsitzender Tobias Dehling, M. Sc.
Telefon:	 02143 139 6333
E-Mail: 	 tobias.dehling@wfv-nrw.de


